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Mein Zeichen:  

 

ANTRAG  
AUF ERLASS EINER  

EINSTWEILIGEN ANORDNUNG  
 

der 

Christiane Hingst, Riekbornweg 3c, 22457 Hamburg 

- Antragstellerin zu 1) -  

des  

Christian Huth, Burgwedel 9a, 22457 Hamburg 

- Antragsteller zu 2) –  

der 

Stephanie Iraschko-Luscher, Kalvslohreystr. 20a, 22457 Hamburg 

- Antragstellerin zu 3) -  

 

Prozeßbev. für alle Antragsteller: RAin Stephanie Iraschko-Luscher, Kalvslohreystr. 20a, 22457 

Hamburg 

 

gegen 

 

Freie und Hansestadt Hamburg, Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg, vertr. d. d. 

Bürgermeister Dr. Peter Tschentscher 

 

- Antragsgegnerin - 

 

Namens und in Vollmacht der Antragsteller wird beantragt, 

mailto:kanzlei@kanzlei-iraschko-luscher.de
mailto:kanzlei@kanzlei-iraschko-luscher.de
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wegen Dringlichkeit ohne mündliche Verhandlung folgende einstweilige 

Anordnung zu erlassen: 

 

1. Im Wege der einstweiligen Anordnung  

 

a. wird festgestellt, dass § 4 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 der Verordnung zur 

Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der 

Freien und Hansestadt Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-

Eindämmungsverordnung - HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) 

(gültig ab 24. April 2021) dem Grunde nach unwirksam ist  

 

und die Antragsgegnerin wird verpflichtet, im verfassungsgemäßen 

Beurteilungsspielraum die Kontaktbeschränkung zu lockern. 

 

b. wird festgestellt, dass § 4a der Verordnung zur Eindämmung der 

Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und 

Hansestadt Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-

Eindämmungsverordnung - HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) 

(gültig ab 24. April 2021) dem Grunde nach unwirksam ist  

 

und die Antragsgegnerin wird verpflichtet, im verfassungsgemäßen 

Beurteilungsspielraum die Beschränkung der Zusammenkünfte im 

Familien-, Freundes- oder Bekanntenkreis an öffentlichen Orten, in 

Fahrzeugen zum Zwecke der Freizeitgestaltung oder im privaten 

Wohnraum und dem dazugehörigen befriedeten Besitztum zu 

lockern. 

 

c. wird festgestellt, dass § 4b der Verordnung zur Eindämmung der 

Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und 

Hansestadt Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-

Eindämmungsverordnung - HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) 

(gültig ab 24. April 2021) dem Grunde nach unwirksam ist 

 

und die Antragsgegnerin wird verpflichtet, im verfassungsgemäßen 

Beurteilungsspielraum die vollständige Schließung von 
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Einrichtungen mit Publikumsverkehr dem Grunde nach 

zurückzunehmen und zu lockern. 

 

d. wird festgestellt, dass § 4c der Verordnung zur Eindämmung der 

Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und 

Hansestadt Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-

Eindämmungsverordnung - HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) 

(gültig ab 24. April 2021) dem Grunde nach unwirksam ist 

 

und die Antragsgegnerin wird verpflichtet, im verfassungsgemäßen 

Beurteilungsspielraum die vollständige Schließung von 

Verkaufsstellen des Einzelhandels dem Grunde nach 

zurückzunehmen und zu lockern. 

 

e. § 14 der Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des 

Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg 

(Hamburgische SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung - 

HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) (gültig ab 24. April 2021) dem 

Grunde nach unwirksam ist  

 

und die Antragsgegnerin wird verpflichtet, im verfassungsgemäßen 

Beurteilungsspielraum Dienstleistungen im Bereich der 

Körperpflege (Kosmetikstudios, Massagesalons, Tattoo-Studios und 

ähnliche Betriebe) dem Grunde nach zu erlauben und zu lockern. 

 

f. wird festgestellt, dass § 15 der Verordnung zur Eindämmung der 

Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und 

Hansestadt Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-

Eindämmungsverordnung - HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) 

(gültig ab 24. April 2021) dem Grunde nach unwirksam ist  

 

und die Antragsgegnerin wird verpflichtet, im verfassungsgemäßen 

Beurteilungsspielraum den Betrieb von Gaststätten im Sinne des 

Gaststättengesetzes in der Fassung vom 20. November 1998 (BGBl. I 

S. 3419), zuletzt geändert am 10. März 2017 (BGBl. I S. 420, 422) 

sowie Speiselokale und Betriebe, in denen Speisen zum Verzehr an 
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Ort und Stelle abgegeben werden, dem Grunde nach zu erlauben 

und zu lockern. 

 

2. Die Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung 

verpflichtet, einen gleichlautenden Beschluss zu den unter 1. genannten 

Bestimmungen zu erlassen. 

 

Begründung: 

I. 

1. Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtes 

Das Verwaltungsgericht Hamburg ist zuständig. 

 

Nach § 47 I Nr. 2 VwGO können andere im Rang unter den Landesgesetzen stehende 

Rechtsvorschriften (sonstige Satzungen oder Verordnungen), Gegenstand der 

Normenkontrolle sein, sofern das Landesrecht dies bestimmt. Von dieser Möglichkeit hat 

die Antragsgegnerin keinen Gebrauch gemacht.  

 

Wenn aber eine Normenkontrolle nicht möglich ist, müsse ein effektiver Rechtsschutz 

über andere Klagemöglichkeiten gewährt werden. In solchen Fällen könne, so u.a. das 

OVG Nordrhein-Westfalen (Beschl. v. 10.06.2016, Az. 4 B/16), im Rahmen eines 

Feststellungsbegehrens als Vorfrage die Rechtmäßigkeit einer Rechtsverordnung geklärt 

werden. 

 

2. Bestimmtheit der Anträge 

Die Anträge sind hinreichend bestimmt.  

 

Der Begriff des „Lockerns“ hat sich als eigener Rechtsbegriff etabliert, der die 

Rücknahme von Grundrechtseingriffen beschreibt. 

 

Zudem ist in den Anträgen dem gesetzgeberischen Beurteilungsspielraum Genüge getan. 

 

3. Verhältnis zu § 28b IfSG 

Insoweit § 28b IfSG als Bundesgesetz der hier in Streit stehenden Corona-Verordnung 

bei 7-Tage-Inzidenz von über 100 vorgeht, ist der Antrag hiervon unberührt und gilt für 

die Situation für die 7-Tage-Inzidenz unterhalb von 100.  
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Ob § 28b IfSG verfassungskonform ist, kann dahinstehen, da es auf § 28b IfSG bei der 

Entscheidung des hiesigen Verwaltungsgerichtes nicht ankommt. 

 

4. Ermächtigungsgrundlage 

Die Verfassungsmäßigkeit des § 32 IfSG als Ermächtigungsgrundlage wird von 

Antragstellerseite hier nicht angezweifelt. 

 

5. Paragraphen 

Alle hier genannten Paragraphen ohne ausdrücklichen Gesetzesbezug sind Paragraphen 

der Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der 

Freien und Hansestadt Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-

Eindämmungsverordnung - HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) (gültig ab 24. April 

2021). 
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II. 

1. Grundrechtseingriffe  

Durch die normierten Corona-Beschränkungen sind seit mehr als einem Jahr fast alle 

Grundrechte von uns -von den Bürgerinnen und Bürgern- eingeschränkt. Die Betonung 

liegt auf „alle“. 

 

Die Corona-Verordnung greift ein in: 

 

❖ das Gebot der Achtung der Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz)  

❖ das allgemeine Persönlichkeitsrecht (Art. 1 Abs. 1 iVm Art. 2 Abs. 1 

Grundgesetz) 

❖ die informationelle Selbstbestimmung (Art. 1 Abs. 1 iVm Art. 2 Abs. 1 

Grundgesetz) 

❖ die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) 

❖ die körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 Grundgesetz) 

❖ die Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz) 

❖ den Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 Grundgesetz) 

❖ die Religionsfreiheit (Art. 4 Grundgesetz) 

❖ die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 Grundgesetz) 

❖ die Kunstfreiheit und die Freiheit von Wissenschaft, Forschung und Lehre 

(Art. 5 Abs. 3 Grundgesetz) 

❖ den Schutz von Ehe und Familie (Art. 6 Abs. 1 Grundgesetz) 

❖ den staatlichen Erziehungs- und Bildungsauftrag (Art. 7 Abs. 1 Grundgesetz) 

❖ die Versammlungsfreiheit (Art. 8 Grundgesetz) 

❖ das Brief- und Postgeheimnis (Artikel 10 Grundgesetz) 

❖ die Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 Grundgesetz) 

❖ die Berufsfreiheit (Art. 12 Grundgesetz) 

❖ die Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) 

 

2. Eingriff in die Grundrechte der Antragsteller 

a. Die Achtung der Menschenwürde 

aa. Menschenwürde 

Gegenüber den sonstigen Abwehrrechten weist die Menschenwürde eine Besonderheit 

auf, die mit ihrer herausragenden Stellung als oberster Wert des Grundgesetzes 

zusammenhängt. Diese Besonderheit besteht darin, dass die Menschenwürde nicht durch 

eine Maßnahme der öffentlichen Gewalt beeinträchtigt werden darf.  
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Die Menschenwürde gilt absolut. 

 

Daher sind Eingriffe in den Schutzbereich des Art. 1 Abs. 1 GG stets unzulässig. Die 

Antragsteller werden seit über einem Jahr von der Landesregierung nur noch als 

Inzidenzwerte und nicht mehr als Menschen wahrgenommen. 

 

Die Wahrnehmung des Staates wird auf Steigen oder Sinken der Inzidenzzahlen reduziert. 

Uns Menschen als Individuen, als Menschen mit individuellen Bedürfnissen und 

Wünschen, sieht man nicht mehr. Insoweit sind die Antragsteller nur noch Objekt. Ihnen 

wurde die Subjektqualität genommen. Das ist keine Dramatisierung. Es ist wirkliche, 

politische Realität. 

 

Ein Beispiel vom 03.05.2021:  

 

NDR Corona-News-Ticker am 03.05.2021 13:54 Uhr 

„Hamburg erstmals seit Mitte März unter 100er-Inzidenz“ 

(NDR Blog: Inzidenzwerte unter 100 in Hamburg) 

 

Hier stehts nichts von mehr von Menschen, Bürgern oder Individuen, sondern nur von 

Inzidenzen.  

 

Und dieser Eingriff in die Achtung der Menschenwürde trifft die Antragsteller zu tiefst.  

 

bb. Angst 

(1) 

Der Staat hat in dem letzten Jahr eine Angst-Gesellschaft geschaffen. Und zwar politisch 

bewusst: 

 

…Was passiert ist in aller Kürze: Die «Welt am Sonntag» hatte Zugriff auf umfangreiche 

interne Papiere, die zeigen, dass die deutsche Politik seit vergangenem März systematisch 

Wissenschaftler eingespannt hat, um Panik zum Thema Corona zu verbreiten. 

Generalstabsmäßig wurden Begriffe und Bilder aufgebaut und eingesetzt, die den Menschen im 

Land in die Knochen fahren sollten. Damit wollte man den Boden bereiten für alle Maßnahmen, 

die danach verordnet wurden. Niemand sollte sich ärgern, wenn Restaurants und Läden 

geschlossen sind und Ausgangssperren eingeführt werden – weil die nackte Angst vor dem Virus 

https://www.ndr.de/nachrichten/info/Corona-News-Ticker-Hamburg-erstmals-seit-Mitte-Maerz-unter-100er-Inzidenz,coronaliveticker1002.html
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herrscht. (Welt.de: Wie das Innenministerium Wissenschaftler einspannte, um Angst zu 

verbreiten).  

 

Das ist so menschenunwürdig. Anstatt Angst zu nehmen und Hoffnung zu machen, wird 

die Angst sogar noch geschürt. 

 

So auch der regierende Bürgermeister von Hamburg am 02.04.2021 in der Welt: 

 

Nachdem der Senat am Donnerstag zudem dazu aufgerufen hatte, auf Reisen während der 

Osterfeiertage zu verzichten, fasste Hamburgs erster Bürgermeister Peter Tschentscher in einem 

ZDF-„Spezial“ am Donnerstagabend die Haltung der Stadt erneut zusammen. „Diese dritte 

Welle klingt immer so seicht. Wir haben eine Sturmflutwarnung aus der 

Wissenschaft bekommen, und wir in Hamburg machen dann gleich die 

Schotten zu und warten nicht, dass uns das Wasser bis zum Hals steht“, 

sagte der SPD-Politiker. 

 

(2) 

Es kann kaum etwas menschenunwürdiger sein, als wenn die Politik den Bürgern 

systematisch Angst macht. Mit Angst manipuliert man Menschen.  

 

Und sie („die Angst“, Anm. der Unterzeichnerin) sollen verhindern, dass wirklich nach der 

Verantwortung gefragt wird, dass Menschen auf den Gedanken kommen, Verhältnisse könne 

man auch ändern. Angstmache ist die mächtigste Waffe der Mächtigen. Und derer, die mit allen 

Mitteln an die Macht wollen. Denn sie verwandelt Menschen in eine ängstlich raunende Menge. 

Denn deren Angst macht sie verführbar, gefügig und feige. Wer Angst hat, hinterfragt nicht, was 

ihm erzählt wird. Der hat keinen kühlen, abgeklärten Blick mehr auf das, was vor sich geht. 

Der fragt auch nicht mehr. Angst lässt keine Fragen zu. (Warum Angst das beste Mittel ist, 

Menschen zu folgsamen Kaninchen zu machen?). 

 

(3) 

Bereits im Antrag vom 29.04.2020 gegen die Maskenpflicht haben der Antragsteller zu 2) 

und die Unterzeichnerin die Veränderung unserer Gesellschaft angemahnt: 

 

Die Maskenpflicht besteht zum 30.06.2020. Das ist eine -nicht nur gefühlt- lange Zeit. In 

dieser Zeit wird sich die Gesellschaft nachhaltig verändern. Seit dem Beginn der Corona-Krise 

hat sich unsere Gesellschaft schon maßgeblich geändert. (und das sind auch erst 2 Monate) Dies 

https://www.welt.de/politik/deutschland/plus225868061/Corona-Politik-Wie-das-Innenministerium-Wissenschaftler-einspannte.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/plus225868061/Corona-Politik-Wie-das-Innenministerium-Wissenschaftler-einspannte.html
https://www.l-iz.de/leben/gesellschaft/2019/10/Warum-Angst-das-beste-Mittel-ist-Menschen-zu-feigen-und-folgsamen-Kaninchen-zu-machen-301746
https://www.l-iz.de/leben/gesellschaft/2019/10/Warum-Angst-das-beste-Mittel-ist-Menschen-zu-feigen-und-folgsamen-Kaninchen-zu-machen-301746
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wird durch eine Maskenpflicht noch verstärkt. Die Antragsgegnerin produziert eine Angst- und 

asoziale Gesellschaft. Das Bild von Menschen, die nur noch über Masken kommunizieren, wird 

sich tief in die Seele einbrennen. In unsere Seele. Ähnlich wie der 11. September. Und wir 

wissen, was er für Nachwirkungen hatte.  

 

Machen wir doch einen Test: Zwei Menschen, die sich nicht kennen, sollen aufeinander 

zugehen und mit weniger als 1,5 m Abstand ohne Maske miteinander reden, und zwar 

länger als eine halbe Stunde. 

 

Wie viele Menschen würden das heute noch machen? 

 

Das haben die Regierungen und auch die Antragsgegnerin super hinbekommen: Eine 

Gesellschaft in Angst.  

 

M E N S C H E N U N W Ü R D I G. 

 

cc. Anpassung 

Schon das BVerfG hat ausgeurteilt, dass der Staat nicht so auf Personen einwirken darf,  

um gegen bestimmte unerwünschte Verhaltensweisen…, …abschreckend… zu… wirken und insofern 

das Verhalten der Betroffenen… zu… lenken… (u.a. BVerfG, Kammerbeschluss vom 23. Februar 

2007 - 1 BvR 2368/06).  Auch dies tangiert die Menschenwürde. 

 

Wir sind innerhalb dieses Jahres angepasst worden. Die Politik hat uns angepasst. Wer 

sich (vermeintlich) nicht anpassen will, wird von der Politik und der Öffentlichkeit mit 

Kritik „bestraft“: 

 

Die Bösen sind die, die Arbeit der Regierung kritisch betrachten, in den Urlaub fahren 

und im Büro arbeiten, Fremde als Menschen sehen und die Bösen sind die Jugendlichen, 

die sich treffen und ihre nicht nachholbare Jugend genießen wollen. 

 

Die Guten sind die, die angepasst sind, die Regierungsarbeit nicht in Frage stellen, 

Zuhause bleiben, keinen anderen Personen treffen, sich möglichst alles liefern lassen, auf 

Verwandtenbesuch verzichten, Fremde wie der Teufel das Weihwasser meiden und nicht 

wegfahren. 

 

Eine Einteilung in „gut“ und „böse“ ist menschenunwürdig. 
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dd. Unwirksamkeit der Corona-Verordnung durch den Eingriff in das Gebot der 

Achtung der Menschenwürde 

Alleine der Eingriff in das Gebot der Achtung der Menschenwürde macht die 

Corona-Verordnung in der aktuellen Fassung unwirksam. Hierfür kann es keine 

Rechtfertigung geben. 

 

b. Weitere Eingriffe in Grundrechte der Antragsteller 

Aber es liegen noch mehr Eingriffe vor. 

 

c. Allgemeine Handlungsfreiheit 

Die allgemeine Handlungsfreiheit gilt als Auffangbecken für die Freiheit, wenn es keine 

Spezialgrundrechte gibt. Hier ist es dagegen das Grundrecht, worunter die aktuelle 

Situation am besten zu subsumieren ist. Es geht um das allgemeine gesellschaftliche 

Leben, was seit einem Jahr „ausgeschaltet“ wurde. Das gesellschaftliche Leben bezeichnet 

eine durch unterschiedliche Merkmale zusammengefasste und abgegrenzte Anzahl von 

Personen, die als sozial Handelnde (Akteure) miteinander verknüpft leben und direkt 

oder indirekt sozial interagieren. Die Betonung liegt auf „sozialer Interaktion“. 

 

Vor Corona (also, „a.C.“ – Anm. der Antragsteller) war eines der Hauptargumente für 

Eltern, die ihr Kind in die KiTa gebracht und nicht alleine und isoliert zu Hause 

aufgezogen haben: „Kinder brauchen Kinder.“ (Kinder brauchen Kinder)   

 

Heute kann man sagen: „(Alle) Menschen brauchen Menschen.“ (Soziale Kontakte sind 

sehr wichtig für die Seele)  

 

Die Antragsteller brauchen Menschen. Der soziale Austausch ist ihnen wichtig. 

Gemeinsam lachen, gemeinsam reden, gemeinsam essen, gemeinsam träumen. Sie wollen 

wieder am gesellschaftlichen Leben teilhaben, ins Theater oder ins Kino gehen, sich zum 

Essen im Restaurant treffen, mit mehreren Freunden feiern, sich zum Sport im 

Fitnessstudio verabreden und vieles eigentlich Normale mehr. 

 

d. Recht auf körperliche Unversehrtheit 

Art. 2 Abs. 2 GG schützt die körperliche und geistig-seelische Unversehrtheit.  

 

 

https://www.kinderkinder.dguv.de/kinder-brauchen-kinder/
https://www.hannoversche.de/wissenswert/soziale-kontake-fuer-das-wohlbefinden
https://www.hannoversche.de/wissenswert/soziale-kontake-fuer-das-wohlbefinden
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aa. Körperliche Gesundheit 

Sport ist gesund. Wer regelmäßig trainiert, tut damit nicht nur etwas für seine körperliche 

Fitness und sein Aussehen, sondern stärkt auch Immunsystem, Herz und Kreislauf. Er 

stabilisiert seinen Bewegungsapparat und beugt Krankheiten wie Diabetes, Osteoporose 

und Arterienverkalkung vor. (Sport ist wichtig für die Gesundheit) Dadurch, dass 

Fitnessstudios, Schwimmbäder u. ä. geschlossen sind, greift die Antragsgegnerin in das 

Recht auf Gesundheit der Antragsteller ein. Und nein, alleine im Stadtpark zu joggen oder 

Radzufahren, ist nicht für jeden was.  

 

Bei den Antragstellern ist es auf Grund ungenügenden Sports zu gesundheitlichen 

Beeinträchtigungen gekommen.  

 

bb. Seelische Gesundheit 

Doch was für die seelische Gesundheit die menschliche Psyche eine besondere Rolle 

spielt, wird dabei häufig vernachlässigt. Gesellschaftlich betrachtet wird das Thema 

inzwischen aufgegriffen – das Angebot an Social Media-Kanälen ist nur ein Indiz für das 

menschliche Bedürfnis, sich zu vernetzen und mitzuteilen. Natürlich stehen persönliche 

Kontakte und Freundschaften an allererster Stelle und stillen das Grundbedürfnis, das wir 

von Geburt an in uns tragen: sich zugehörig zu fühlen. Es ist vielfach wissenschaftlich 

erwiesen, dass soziale Kontakte einen großen Einfluss auf unser seelisches Wohlbefinden 

haben. Einsamkeit und der Mangel an sozialen Bindungen können auf Dauer sogar krank 

machen. Nachweislich ist diese Isolation vergleichbar mit der körperlichen Schädigung, 

die beispielsweise beim Rauchen von täglich 15 Zigaretten entsteht. Zusätzlich zeigen die 

Forschungen, dass sich ein fehlender sozialer Anschluss doppelt so schlimm auswirkt wie 

Fettleibigkeit. Auch eine soziale Ausgrenzung wie zum Beispiel Mobbing verursacht ein 

Schmerzempfinden im Gehirn und hat einen hohen negativen Einfluss auf unsere 

Psyche. Fakt ist, dass Menschen den Gedankenaustausch mit ihren Mitmenschen 

brauchen. Sie lieben Zuneigung, Trost und vor allem Verständnis und Mitgefühl in 

alltäglichen aber auch schwierigen Situationen (Hannoversche.de Soziale Kontakte sind 

wichtig fürs Wohlbefinden). 

 

Die soziale Isolation hat sich bei den Antragstellern bemerkbar gemacht, bis hin zu einer 

sozialen Phobie bei der Antragstellerin zu 1).  

 

 

https://www.gesundheit.de/medizin/vorsorge/vorsorge-und-sport/wie-wichtig-ist-sport-fuer-die-gesundheit
https://www.hannoversche.de/wissenswert/soziale-kontake-fuer-das-wohlbefinden
https://www.hannoversche.de/wissenswert/soziale-kontake-fuer-das-wohlbefinden
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Aber die Antragsgegnerin sieht nicht die Gesundheit der Antragsteller. Sie interessiert 

sich nicht dafür. Deren Gesundheit ist ihr völlig egal! 

 

Aber warum ist unsere Gesundheit weniger Wert? 
 

e. Freiheit der Person 

aa. Fortbewegungsfreiheit 

Nach hM meint Freiheit iSd Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG die Fortbewegungsfreiheit, also die 

Freiheit, grundsätzlich jeden beliebigen Ort verlassen zu können. Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG 

bezeichnet die Freiheit der Person als "unverletzlich". Diese verfassungsrechtliche 

Grundentscheidung kennzeichnet das Freiheitsrecht als ein besonders hohes Rechtsgut, 

in das nur aus wichtigen Gründen eingegriffen werden darf (vgl. BVerfG Beschluss vom 13. 

Dezember 2005 - 2 BvR 447/05).  

 

Die Antragsteller können ihr Haus auf jeden Fall zwischen aktuell 21:00 Uhr und 05:00 

Uhr nicht verlassen, um bspw. in einer Bar was zu trinken. Tagsüber könnten sie es. Aber 

auf Grund der angegriffenen Regelungen wollen die Antragsteller auch tagsüber ihr Haus 

kaum verlassen, da „man ja nichts machen kann“. Die Motivation, warum man einen Ort 

verlassen will, ist schon entscheidend bei der Beurteilung, ob in Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG 

eingegriffen wurde, da es ein einfaches Verlassen, ohne einen anderen Ort aufzusuchen, 

nicht geben kann. 

 

bb. Hinbewegungsfreiheit 

Hinbewegungsfreiheit meint die Freiheit, grundsätzlich jeden beliebigen Ort aufsuchen zu 

können. Es liegt damit durch die streitgegenständlichen Paragraphen ein Eingriff in die 

Hinbewegungsfreiheit vor, da die Antragsgegnerin auf Grund der Corona-Verordnung 

die Antragsteller davon abhält, ein Restaurant zu besuchen oder die Kosmetikerin, das 

Schwimmbad, den Baumarkt oder das Fitnessstudio, da die Verordnung das Öffnen 

dieser Einrichtungen nicht gestattet. 

 

cc. Beide Freiheiten 

Die Hinbewegungsfreiheit ist ebenfalls gemäß Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG gewährleistet, da die 

Grenzen zwischen Fortbewegungs- und Hinbewegungsfreiheit verschwimmen. Es ist das 

Ziel der Antragsgegnerin, die Menschen „einzusperren“. Sie sollen bestimmte Orte nicht 

aufsuchen und Menschen treffen können, um damit die Lust zu verlieren, überhaupt das 
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Haus zu verlassen. Die angestrebte soziale Isolation führt dazu, dass der Eingriff an dem 

hohen Gut des Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG zu messen ist. 

 

f. Betroffenheit vieler Grundrechte der Antragsteller 

Die Antragsteller waren noch nie in einer solchen Situation, dass mit einer gesetzlichen 

Maßnahme so viele ihrer Grundrechte betroffen waren und ihnen ihre Freiheit 

genommen wurde. 
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III. 

1. Bestimmtheitsgebot 

Der Rechtsanwender muss die Folgen des Gesetzes oder der Verordnung nach Inhalt, 

Zweck und Ausmaß (auch Zeit) vorhersehen und berechnen können. 

 

a. Nach dem Inhalt 

Das Gebot der Bestimmbarkeit rechtsstaatlicher Klarheit ist abgestuft je nach Fassbarkeit 

der Lebenssachverhalte des Regelungsbereichs. Je intensiver in Lebensbereiche 

eingegriffen wird, desto klarer muss die Regelung sein. Ein Beispiel für Unbestimmtheit 

ist: „Herumtreiben nach Art eines Landstreichers“. 

 

b. Nach dem Ausmaß / nach der Zeit 

Viele Urteile und Beschlüsse im letzten Jahr sind u.a. daran gescheitert, dass es sich ja nur 

um „vorübergehende“ Einschränkungen handeln würde (Erfolglose Eilanträge im 

Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie, BVerfG - Pressemitteilung Nr. 23/2020 vom 8. 

April 2020 - Beschluss vom 07. April 2020 - 1 BvR 755/20). 

 

Dieses Argument zählt nicht mehr. Die Politik hat eine Salamitaktik gefahren und fährt 

sie immer noch. Es kann nicht sein, dass Gerichte -als eigene Gewalt- Verordnungen 

deswegen „durchwinken“, weil sie ja zeitnah außer Kraft treten würden. Dann wäre 

Justitia wirklich blind. 

 

Die jetzige Corona-Verordnung soll gemäß § 40 Abs. 2 am 21. Mai 2021 außer Kraft 

treten: 

 

    …(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 21. Mai 2021 außer Kraft. 

 

Gibt es schon Wetten, wann die Corona-Verordnung wirklich außer Kraft tritt?  

 

Der Tipp der Antragsteller wäre am 31. Juli 2022, oder noch schlimmer: nie! 
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2. Gleichbehandlungsgebot 

a. Willkürverbot 

Wesentlich Gleiches muss gleichbehandelt werden, wesentlich Ungleiches ungleich – so 

gebietet es Art. 3 Abs.1 GG. Äußerste Grenze ist das Willkürverbot. 

 

Im Verwaltungsrecht können die Ermessensgrenzen (v. a. das Verbot des 

Ermessensmissbrauchs), die Selbstbindung der Verwaltung und die Begründungspflicht 

als Ausfluss des Willkürverbots gesehen werden. Es beinhaltet damit auch das Gebot, 

eine nachvollziehbare staatliche Maßnahme zu treffen (vgl. Willkürverbot).  

 

b. Ungleichbehandlungen 

Dem Gestaltungsspielraum des Gesetz- (oder Verordnungs-) Gebers sind zudem umso 

engere Grenzen gesetzt, je stärker sich eine Ungleichbehandlung von Personen oder 

Sachverhalten durch eine gesetzliche Regelung auf die Ausübung grundrechtlich 

geschützter Freiheiten nachteilig auswirken kann (vgl. BVerfG Beschluss vom 07. Februar 

2012 - 1 BVG 14/07). 

 

Es gibt hier eine völlige Ungleichbehandlung von Personen, Institutionen und 

Sachverhalten in unserer Gesellschaft, die nicht mehr vermittelbar sind. Das führt dazu, 

dass der Gestaltungsspielraum der Antragsgegnerin auch deswegen eingeschränkter und 

durch gerichtliche Kontrolle mehr überprüfbar ist. 

 

c. Ansatzpunkte der Antragsgegnerin 

aa. Systemrelevanz  

Als systemrelevant werden Unternehmen, kritische Infrastrukturen oder Berufe 

bezeichnet, die eine derart bedeutende volkswirtschaftliche oder infrastrukturelle Rolle in 

einem Staat spielen, dass ihre Insolvenz oder Systemrisiken nicht hingenommen werden 

können oder ihre Dienstleistung besonders geschützt werden muss. (Systemrelevanz)  

 

bb. Soziale Isolation 

Mit dem Begriff „soziale Isolation“ beschreibt man die Lebenssituation von Menschen, 

die wenig soziale Kontakte zu anderen Menschen haben. Je nachdem, wie weit das 

durchschnittliche Maß an Kontakten unterschritten wird, das innerhalb der 

demographischen Bezugsgruppe einer Person als üblich gilt, kann soziale Isolation einen 

erheblichen psychischen Krankheitswert besitzen.  

https://www.bpb.de/23258/willkuerverbot
https://de.wikipedia.org/wiki/Systemrelevanz
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cc. Inzidenzzahlen 

Man bezeichnet als Inzidenz (von lateinisch incidere ‚vorfallen, sich ereignen‘) die relative 

Häufigkeit von Ereignissen – insbesondere von neu auftretenden Krankheitsfällen – in 

einer Population oder Personengruppe innerhalb einer bestimmten Zeitspanne. Die 

Inzidenz einer Krankheit in einer Bevölkerung wird im einfachsten Fall ausgewiesen als 

die Zahl der Neuerkrankungen, die in einem Jahr pro 100.000 Menschen auftreten. 
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3. Rechtssicherheit 

Die Rechtssicherheit soll dazu dienen, das Vertrauen der Bürger in die Verlässlichkeit der 

Rechtsordnung herzustellen, zu bestärken und als Teil des natürlichen sozialen 

Miteinanders zu verankern. Rechtssicherheit hat mit Vertrauen zu tun aber auch mit 

Kontrolle! 

 

„Blindes“ oder „naives“ Vertrauen gegenüber dem Staat und seinen Institutionen führte am 

Ende zu einem Vertrauensverlust, weil ein solch umfassendes Vertrauen nur enttäuscht werden 

kann. Missbrauchskontrollen stärken dagegen das Vertrauen, da ein Mechanismus zur 

Verfügung steht, sowohl einem Vertrauensbruch vorzubeugen als auch einen Vertrauensbruch in 

seinen Folgen abzumildern. Gerade die Gerichtsbarkeit soll hier korrigierend oder restituierend 

wirken. (Zitat Dr. Katarina Weilert, LL.M.,London, Heidelberg; HFR - Das paradoxe 

Vertrauen in den Staat und seine Institutionen)  

 

Insoweit müssen jetzt die Gerichte anfangen, Rechtssicherheit und wieder Vertrauen zu 

schaffen. Die Antragsteller haben überhaupt kein Vertrauen mehr in die Antragsgegnerin.  

 

Dass das allgemeine Vertrauen in der Krise deutlich gesunken ist, zeigt sich auch in der 

Entwicklung des Vertrauensindikators. Der Vertrauensindikator ist eine Kennziffer, die 

besagt, wie optimistisch die Entwicklung eines Marktes oder der Wirtschaft eingeschätzt 

wird.  Die Zahl liegt aktuell in Gesamtdeutschland bei  

 

-8,2 

 
 2020 2021 Jan 20 - 

Mrz 21 

Jan Apr Jul Okt Jan Feb Mrz 
 

saisonbereinigt, nicht kalenderbereinigt 

 

Deutschland -3,6 -16,3 -10,3 -9,5 -14,0 -12,0 -8,2 

 

(Statistisches Bundesamt, Statistik Dossier: Daten zur COVID-19-Pandemie, Ausgabe 04/2021, S. 

18) 

 

 

 

 

https://www.rewi.hu-berlin.de/de/lf/oe/hfr/deutsch/2010-15.pdf
https://www.rewi.hu-berlin.de/de/lf/oe/hfr/deutsch/2010-15.pdf
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In Schweden z.B. dagegen bei 

(+) 4,2 

 
 2020 2021 Jan 20 - 

Mrz 21 

Jan Apr Jul Okt Jan Feb Mrz 
 

saisonbereinigt, nicht kalenderbereinigt 

 

Schweden -3,8 -7,0 -2,0 1,0 2,3 4,9 4,2 

 

Das starke Vertrauen in Schweden hängt auch mit der Corona-Politik des Landes 

zusammen. 

 

(Statistisches Bundesamt, Statistik Dossier: Daten zur COVID-19-Pandemie, Ausgabe 04/2021, S. 

18) 
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4. Verhältnismäßigkeit 

a. Einschätzungsspielraum  

aa. Epidemische Lage 

Staatliche Eingriffe in Grundrechte müssen verfassungsrechtlich gerechtfertigt sein. Sie unterliegen 

dem Gebot der Verhältnismäßigkeit. Dies bedeutet, dass die Maßnahmen einen legitimen Zweck 

verfolgen und zum Erreichen dieses Zwecks geeignet und erforderlich sowie angemessen sein 

müssen. Geeignet ist eine Maßnahme, wenn sie den legitimen Zweck zumindest fördert. 

Erforderlich ist eine Maßnahme, wenn kein milderes Mittel ersichtlich ist, dass in gleicher Weise 

geeignet ist, den Zweck zu erreichen. Bei der Frage, ob eine Maßnahme zum Erreichen des 

legitimen Zwecks geeignet und erforderlich ist, hat der Gesetz- bzw. Verordnungsgeber einen 

Einschätzungsspielraum. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

hängt der Umfang des Einschätzungsspielraums unter anderem davon ab, inwieweit für den 

Staat die Möglichkeit besteht bzw. bestand, sich ein hinreichend sicheres Urteil über die Sachlage 

zu bilden. Zum Umfang der verfassungsrechtlichen Prüfung im Falle eines 

Einschätzungsspielraums hat das Bundesverfassungsgericht ausgeführt: „Je nach Eigenart des in 

Rede stehenden Sachbereichs, der Bedeutung der auf dem Spiel stehenden Rechtsgüter und den 

Möglichkeiten des Gesetzgebers, sich ein hinreichend sicheres Urteil zu bilden, kann die 

verfassungsgerichtliche Kontrolle dabei von einer bloßen Evidenzkontrolle über eine 

Vertretbarkeitskontrolle bis hin zu einer intensivierten inhaltlichen Kontrolle reichen.“   

Im Hinblick auf die ungesicherte Faktenlage und teils widerstreitende Meinungen in der 

Wissenschaft dürfte dem Staat in Bezug auf Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-

Pandemie ein weiter Prognosespielraum zukommen. (So der wissenschaftliche Dienst des 

Bundestags vom 20. April 2020 - WD 3 -3000 -096/20 - 20. April 2020 - WD 3 -3000 

-096/20 ) 

 

Aufgrund des zu regelnden Sachverhaltes, die Einschränkung des gesamten Lebens und 

wegen des Eingriffs in die bedeutendsten Rechtsgüter, nämlich unsere Grundrechte muss 

sich die Antragsgegnerin eine „intensivierte inhaltliche Kontrolle“ nach einem Jahr „Gefallen 

lassen“ (DGUV Forum - Verfassungsgerichtliche Rechtsprechung zu Corona-

Maßnahmen). 

 

bb. Nur das RKI 

Die Antragsgegnerin hat „teils widerstreitende Meinungen in der Wissenschaft“ nie 

berücksichtigt. Es gab und gibt nur die Aussagen und Thesen des RKI als einzige 

Wissenschaft, welche mittlerweile sogar im Gesetz verankert wurden (z.B. 28b IfSG). 

https://www.bundestag.de/resource/blob/701834/3ded447af97bd019d6ca2f80c4a50899/WD-3-096-20-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/701834/3ded447af97bd019d6ca2f80c4a50899/WD-3-096-20-pdf-data.pdf
https://forum.dguv.de/ausgabe/5-2020/artikel/verfassungsgerichtliche-rechtsprechung-zu-corona-massnahmen
https://forum.dguv.de/ausgabe/5-2020/artikel/verfassungsgerichtliche-rechtsprechung-zu-corona-massnahmen
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Schon im Antrag vom 27.04.2020 zur Maskenpflicht haben die Antragsteller zu 2) und 3) 

das Thema aufgegriffen: 

 

Noch nie hat die Politik das Schicksal aller gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und religiösen 

Bereiche so willenlos in die Hände von Experten gelegt. (https://www.berliner-

zeitung.de/politik-gesellschaft/die-stimmung-wird-kippen-li.82070) 

 

Und die Politik hat keine Kontrollinstanz zur Überprüfung der Corona-Modelle 

innerhalb des Jahres eingesetzt. Auch dies haben die Antragsteller zu 2) und 3) bereits 

2020 angemahnt: 

 

Auch in Krisenzeiten müssen Modelle so ausgestaltet werden, dass sie überprüfbar bleiben. Wo 

ist hier die Überprüfbarkeit gegeben? Wer überprüft die Modelle?  

 

cc. „Lockern“ 

Um dem Gestaltungsspielraum der Antragsgegnerin Genüge zu tun, haben die 

Antragsteller auch keine Aufhebung der angegriffenen Regelungen gefordert, sondern 

eine „Lockerung“. Wie die Lockerung konkret umzusetzen sein soll, obliegt der 

Antragsgegnerin. 

 

b. Legitimer Zweck? 

Der Zweck der Regelungen ist legaldefiniert in § 2 Abs. 1 der Verordnung: 

 

(1) Diese Verordnung hat den Zweck, die Ausbreitung des Coronavirus-SARS-CoV-2 

(Coronavirus) in der Freien und Hansestadt Hamburg einzudämmen, um hierdurch die 

Gesundheit und das Leben der Bürgerinnen und Bürger zu schützen und die Funktionsfähigkeit 

des Gesundheitswesens zu gewährleisten. 

 

Legitim ist ein Zweck, wenn er auf die Allgemeinheit ausgerichtet und erlaubt ist. 

 

aa. Gesundheit 

Der Zweck „der Gewährleistung der Gesundheit“ ist nicht auf die Allgemeinheit 

ausgerichtet. Es geht der Antragsgegnerin nämlich nur um die Gewährleistung der 

Gesundheit vor dem Corona-Virus. Die sonstige Gewährleistung der Gesundheit ist der 

Antragsgegnerin völlig egal, die Gesundheit der Antragsteller ist der Antragsgegnerin 
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völlig egal. Aber Diese sind auch Bürger und Bürgerinnen von Hamburg (s. o.).  

 

bb. Leben 

Beim Leben bestehen besondere Schutzpflichten des Staates. Die Schutzpflichten des 

Staates bestehen aber nur bei einer konkreten Lebensgefahr. Eine allgemeine 

Lebensgefahr reicht nicht aus. 

  

(1) 

Das Corona-Virus ist nicht tödlich. 

 

Nach Angaben des RKI sind in Hamburg bislang 1513 Menschen im Zusammenhang mit 

dem Coronavirus gestorben (Stand: 6. Mai).  

 

Insgesamt haben sich dem Institut zufolge seit Ausbruch der Pandemie in Hamburg 

73.058 Menschen nachweislich mit dem Coronavirus infiziert. Von ihnen gelten nach 

RKI-Schätzungen 64.700 als genesen. 

 

Das Verhältnis sieht also wie folgt aus: 

 

Infizierte    Genesen    Gestorben 

73.058     64.700     1.513 

 

Gestorben:      2,07 % 

Genesen:    88,56% 

 

(Stand 6.5.2021, Hamburg.de Corona Zahlen) 

 

Diese Zahlen können keine konkrete Lebensgefahr belegen. 

 

(2) 

Darf es also als lebensbedrohlich bezeichnet werden, wenn die Wahrscheinlichkeit, an 

einem Virus zu versterben ca. 8 pro 10.000 Einwohner beträgt bzw. 9.992 von 10.000 

Einwohnern nicht versterben? (Anzahl an oder mit Corona in Hamburg Verstorbener seit 

Aufzeichnung: 1.513; Hamburg.de Corona Zahlen /Anzahl Einwohner Hamburg, November 2020: 

1.851.872 laut Wikipedia - Zahlen Hamburg) 

 

https://www.hamburg.de/corona-zahlen/
https://www.hamburg.de/corona-zahlen/
https://de.wikipedia.org/wiki/Hamburg
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Das durchschnittliche Sterbealter in Deutschland betrug in 2020  

 

78,9 Jahre bei Männern 

und 83,6 Jahre bei Frauen. 

 

(Stat. Bundesamt - Durchschnittliche Lebenserwartung bei Geburt bis 2060) 

 

Das Durchschnittsalter der Hamburger Corona-Toten betrug nach Angaben des Instituts 

für Rechtsmedizin am Universitätsklinikum Eppendorf (UKE)   

 

83 Jahre 

 

(Hamburger Corona-Tote im Schnitt 83 Jahre alt - VON DPA, 19.02.2021). 

 

Das heißt, das Sterbealter der Menschen im Allgemeinen ist durchschnittlich niedriger als 

das derer, die an oder mit Corona verstorben sind!! 

 

(3) 

Natürlich ist es schwierig und tangiert unsere moralischen und ethischen Grundwerte, 

wenn für oder gegen konkrete Schutzpflichten für das Leben argumentiert wird. Die 

Antragsteller sehen aber auch die anderen Toten. 

 

 Sterbefälle in Deutschland 

insgesamt dar. COVID-19 bedingt Anzahl % 

2020 Differenz 2020 zum ∅ 2016-2019 

Jan - Dez 982 489 39 201 +48 100 +5 

 

(Quelle: Statistisches Bundesamt Statistisches Bundesamt, Statistik Dossier: Daten zur COVID-19-

Pandemie, Ausgabe 04/2021, S. 15) 

 

Man hat das Gefühl, die über 940.000 „anderen“ Toten sind weniger Wert.  

 

Schon im Mai 2020 ist von Experten darauf hingewiesen worden, dass die Fokussierung 

auf Corona zu einem Sterben in anderen Bereichen führen wird, weil z.B. geplante 

Operationen verschoben werden oder die Patienten Angst (wieder das Wort (!)) haben, 

sich im Krankenhaus mit dem Covid 19-Virus anzustecken. (Gesundheitliche und soziale 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Bevoelkerungsvorausberechnung/Tabellen/bevoelkerungsvorausberechnung-lebenserwartung.html
https://www.apotheken-umschau.de/krankheiten-symptome/infektionskrankheiten/coronavirus/hamburger-corona-tote-im-schnitt-83-jahre-alt-769905.html
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Folgewirkungen der Corona Krise -Eine evidenzbasierte interdisziplinäre Bestandsaufnahme, 

Basel/Bonn/Dresden/Hamburg/Köln/Magdeburg/München/Zürich, 21. Mai 2020) 

 
  direkt / kurzfristig indirekt / kurzfristig 

Gesundheits-

versorgung 

(Unterversorgung 

Leistung nicht 

angeboten 

Ausgesetzte Eingriffe, 

Behandlungen, Diagnosen 

Gesundheitliche 

Folgeschäden aus nicht 

erfolgter Behandlung oder 

Therapie/ Rehabilitation 

Leistung nicht 

nachgefragt 

Rückgang von Notfällen 

(Schlaganfälle, Herzinfarkte) 

Zusätzliche Todesfälle und 

Folgeschäden 

Lockdown 

induzierte 

Gesundheitsfolgen 

Angst vor Ansteckung 

Krankenhaus 

Rückgang von 

Organspenden; Todesfälle 

auf der Warteliste 

Zusätzliche 

Leistung nötig 

Gesundheitliche Folgen von 

Gewalt, Alkoholismus, 

Drogenkonsum; Psychische 

Probleme; mangelnde 

Bewegung von Älteren 

(Thrombosen, Embolien) 

Suizide; Psychosen; 

soziale Langzeitschäden 

(auch als Folge von Armut 

und Arbeitslosigkeit) 

 

Gesundheitliche und soziale Folgewirkungen der Corona Krise -Eine evidenzbasierte interdisziplinäre 

Bestandsaufnahme, Basel/Bonn/Dresden/Hamburg/Köln/Magdeburg/München/Zürich, 21. Mai 

2020). 

 

Der Staat darf nicht Leben von Einzelnen gegen das Leben von Vielen abwägen. Alle 

Menschen sind gleich. 

 

(4) 

Daher sehen die Antragssteller keine nachvollziehbare Grundlage für eine Schutzpflicht 

des Staates hinsichtlich des Lebens Einzelner. 
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cc. Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens  

Schon seit vielen Jahren ist bekannt und bewiesen, dass Krankeneinrichtungen zu wenig 

Personal und zu wenig Intensivbetten haben. Corona hat an diesem Zustand nichts 

geändert. Die Antragsteller halten es daher für unzulässig, Corona zur Ursache für den 

aktuellen Zustand machen zu wollen. 

 

Das Gesundheitswesen ist außerdem funktionsfähig. 

 
 COVID-19 Fälle Intensivbetten (Erwachsenen-Kapazitäten) 

im Khs. 
zur 

Behand- 
lung 

darunter: 
aktuell 
invasiv 

beatmet 

Anteil, der 
invasiv 

beatmet 
wird 

betreib- 
bar 

insgesamt 

 
aktuell 
belegt 

 
aktuell 

frei 

davon 
COVID- 

spezifische 
aktuell frei 

 
Notfall- 
reserve1 

Anzahl % Anzahl 

Deutschland (DE) 5 061 2 878 57 23 914 21 071 2 843 1 379 9 993 

Baden-Württemberg 603 355 59 2 463 2 172 291 165 1 288 

Bayern 787 445 57 3 386 3 012 374 191 957 

Berlin 325 194 60 1 142 1 023 119 72 363 

Brandenburg 145 73 50 689 568 121 59 321 

Bremen 44 29 66 199 183 16 13 123 

Hamburg 112 75 67 522 464 58 19 310 

Hessen 461 229 50 1 943 1 764 179 88 731 

Mecklenburg-Vorp. 90 53 59 617 545 72 28 212 

Niedersachsen 303 185 61 1 919 1 649 270 130 982 

Nordrhein-Westfalen 1 141 646 57 5 780 5 168 612 311 2 299 

Rheinland-Pfalz 182 91 50 1 078 861 217 87 438 

Saarland 76 36 47 444 391 53 31 250 

Sachsen 395 231 58 1 467 1 317 150 58 606 

Sachsen-Anhalt 145 101 70 802 734 68 34 323 

Schleswig-Holstein 43 33 77 754 597 157 60 471 

Thüringen 209 102 49 709 623 86 33 319 

 

1 Innerhalb von 7 Tagen zusätzlich aufstellbare Intensivbetten. 

 

(Quelle: Statistisches Bundesamt Statistisches Bundesamt, Statistik Dossier: Daten zur COVID-19-

Pandemie, Ausgabe 04/2021, S. 11) 

 

Es gibt 19 freie coronaspezifische Betten in Hamburg.  

 

Aber insbesondere die Zahl vom 310 an möglichen zusätzlich aufstellbaren 

Intensivbetten innerhalb von 7 Tagen zeigt die Bereitschaftsfähigkeit des 

Gesundheitswesens. 
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dd. Zweckbeurteilung 

 

Alleine der Zweck ist nicht an der Allgemeinheit, sondern nur an Corona ausgerichtet 

und damit illegitim. 

 

c. Legitime Mittel? 

aa. Mittel 

Die Mittel der Antragsgegnerin sind -zusammengefasst- die soziale Isolation und letztlich 

die Abschaffung des freien Lebens. Und das seit mehr als einem Jahr! 

 

bb. Inzidenzzahlen 

(1) 

Alle Maßnahmen werden nur an bestimmte (statische) Inzidenzzahlen geknüpft. An 

mehr nicht! Aktuell gelten folgende statische Grenzen: 

 

➔ Unter 50 

➔ Über 50 bis 100 

➔ Über 100 (bundesweite Notbremse) 

➔ Über 165 (noch weitere Einschränkungen wie Schulschließungen) 
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Quelle: rbb24 - Bund Länder Beschluss zu Inzidenzen  

 

Auf eine dynamische Situation wie mit dem Corona-Virus kann man nicht mit einer 

statischen Antwort reagieren. Das kann nicht klappen – wie man sieht! 

 

Wir brauchen eine Lösung, die nicht in der Vermeidung der Ansteckung besteht, sondern 

in einem Leben mit dem Virus. 

 

(2)  

Es gibt keine dynamische Bewertung, wo wirklich Ansteckung passiert und wie man 

damit umgehen soll.. 

 

Meldungen des RKI sowie Aussagen etlicher Ärzte zufolge, sind bspw. die 

Intensivstationen überwiegend mit älteren Menschen sowie solchen, mit 

Migrationshintergrund belegt. Letzteres lässt darauf schließen, dass die Kommunikation 

gegenüber unseren ausländischen Mitbürgern lückenhaft ist und diese, kulturell bedingt, 

in oder mit größeren Familien sowie ggf. auf engerem Raum leben (müssen). (Welt.de Viele 

Migranten auf Intensivstationen / Merkur.de - RKI Chef tabu wegen Migrationsäußerungen und 

Intensivbetten) 

 

cc. Retroperspektive 

Die Besonderheit ist hier, dass man die Maßnahmen der Antragsgegnerin daran messen 

muss, ob sie sich als verhältnismäßig (geeignet, erforderlich und verhältnismäßig i.e.S.) 

nach einem Jahr immer mehr Grundrechtseinschränkung in Bezug auf die Zukunft 

darstellen. 

 

d. Geeignetheit der Mittel? 

Das Mittel ist zur Zweckerreichung geeignet, wenn es den verfolgten Zweck zumindest 

fördert.  

 

Da der Einschätzungs- und Gestaltungsspielraum auf Grund der schon ein Jahr 

anhaltenden Lage auf eine volle inhaltliche Kontrolle zu reduzieren ist, reicht die 

Offensichtlichkeit der Untauglichkeit des Mittels zur Zweckerreichung nicht aus. 

 

Erst einmal sind die Zwecke ja schon gar nicht an der Allgemeinheit ausgerichtet und 

legitim. Wie soll man dann von Zweckförderung sprechen, wenn nur einige Wenige 

https://www.rbb24.de/politik/thema/corona/beitraege/2021/03/bund-laender-beschluesse-corona-lockerungen-inzidenzen.html
https://www.br.de/nachrichten/deutschland-welt/dritte-corona-welle-besonders-viele-migranten-auf-intensivstationen,SWSKRKv
https://www.br.de/nachrichten/deutschland-welt/dritte-corona-welle-besonders-viele-migranten-auf-intensivstationen,SWSKRKv
https://www.merkur.de/welt/corona-rki-deutschland-chef-wieler-tabu-spahn-rassismus-intensiv-patienten-migration-90226003.html
https://www.merkur.de/welt/corona-rki-deutschland-chef-wieler-tabu-spahn-rassismus-intensiv-patienten-migration-90226003.html
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davon profitieren und Andere nicht nur „gebremst“ werden, sondern in ihr soziales 

Leben und ihre Gesundheit eingegriffen wird?  

 

Die Mittel sind nicht geeignet. 

 

c. Erforderlichkeit der Mittel 

Erforderlich ist ein Mittel, wenn es unter allen gleich geeigneten Mitteln das mildeste ist, 

das heißt die Eingriffsintensität die geringste ist. 

 

Auch hier gilt, es kann nicht das mildeste Mittel sein, wenn nur wenige profitieren, aber 

die Mehrheit leidet. 

 

Die Mittel sind nicht erforderlich. 

 

d. Verhältnismäßigkeit ieS der Mittel 

Verhältnismäßig sind nur Maßnahmen, die in einem angemessenen Verhältnis zum 

Zweck stehen. 

 

Seit Aristoteles ist das Konzept der Proportionalität von zentraler Bedeutung für das 

Verständnis von Gerechtigkeit und Gleichheit. „Verhältnismäßigkeit“ umfasst dabei ganz 

allgemein die zu unterscheidenden Gesichtspunkte der Angemessenheit und der 

Ausgewogenheit. Der Grundsatz der Proportionalität nimmt eine besondere Stellung im 

Verfassungsrecht. 

 

Die Regelungen hier können nicht mehr als gerecht und als proportional bezeichnet 

werden, da sie einseitig auf Corona ausgerichtet sind. 

 

Die Mittel sind nicht angemessen. 
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5. Zu § 4 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und § 4a (Antrag 1. a und b.): 

 

a. Es wird empfohlen 

„es wird empfohlen“ aus § 3 Abs. 2 S. 2, bzw. § 4a Abs. 2 ist unbestimmt.  

 

Eine Rechtsnorm besteht aus Tatbestand und Rechtsfolgenseite. „Rechtsfolge“ ist dabei 

die umschriebene rechtliche Konsequenz („was […] geschehen soll oder sein soll“), die 

eintritt, wenn der Tatbestand der Rechtsnorm verwirklicht ist. 

 

Hier gibt es keine Konsequenz, es gibt nur eine Empfehlung. Wenn die Antragsgegnerin 

etwas regeln wollte, dann hätte sie das tun können. Aber politische Empfehlungen haben 

in einer Verordnung nichts zu suchen. 

 

Hier kommt erschwerend hinzu, dass ein Verstoß gegen § 4a der Corona-Verordnung 

eine Ordnungswidrigkeit gemäß § 39 Ziff. 3 der Verordnung darstellt. 

 

b. Kontaktbeschränkungen 

Die Kontaktbeschränkungen sind nicht nachvollziehbar und behandeln wesentliche 

gleiche Sachverhalte unterschiedlich. 

 

▪ Warum sind Treffen mit Kindern unter 14 Jahren mit einer Person aus einem 

anderen Haushalt weniger ansteckend als mit einem Kind über 15 Jahren? (Oh, 

erkennt das Virus das Alter?!??!)   

▪ Warum ist der neue Freund der Mutter mit seinen zwei Kindern, der zu seiner 

neuen Partnerin will, ansteckender als der Vater, der woanders lebt? 

▪ Warum kann man sich überhaupt mit Maske und Abstand anstecken?  

 

Das sind nur Beispiele, die aber zeigen, dass die Corona-Verordnung trotz einjähriger 

Dauerbehandlung nicht ausgereift ist, weil es nur statische Antworten von Seiten der 

Antragsgegnerin gibt. 

 

(Nur als „Klammer auf-Klammer zu – Bemerkung“: § 4 Nr. 14 gestattet Lockerungen im Sinne 

der §§ 12 – 15 des Hamburgischen Strafvollzugsgesetzes. Das heißt, dass verurteilte 

Straftäter mehr Freiheiten haben als wir Unbestrafte.) 
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6. Zu §§ 4b, 4c, 14, 15 (Antrag 1. c., d, e. und f.): 

 

Systemrelevanz  

Die Unterscheidung nach Systemrelevanz ist nicht nachvollziehbar, und es werden 

wesentliche gleiche Sachverhalte unterschiedlich behandelt. 

 

▪ Warum ist bei Edeka der Einkauf „systemrelevanter“ als bei Karstadt? Weil 

Karstadt keine Tomaten verkauft?  

▪ Warum ist eine Tomate „systemrelevanter“ als Schuhe zum Laufen? 

▪ Warum sind die Mitarbeiter von Karstadt ansteckender als die von Edeka? 

▪ Warum darf die Mitarbeiterin die Tomaten mit der Hand anfassen, aber die 

Käufer sollen zum Schutz der Mitarbeiter mit Karte zahlen? 

▪ Warum darf man zum Friseur, aber nicht zur Kosmetik?  

▪ Warum sind Haare auf dem Kopf „systemrelevanter“, als auf den Beinen oder auf 

dem Rücken?   

▪ Warum ist der Friseur „systemrelevanter“ als das Tattoo-Studio? 

▪ Warum ist das Verschönern der Haare mehr wert als das Verschönern der Haut?  

▪ Warum ist eine Osteopathie-Sitzung „systemrelevanter“ als eine Massage?  

▪ Warum ist das Besuchen von Wahlkampfveranstaltungen „systemrelevanter“ als 

das Besuchen von Clubs? (Oh, sorry, die Unterzeichnerin vergaß…natürlich, weil die 

Politik ihre Corona-Politik verkaufen muss) 

 

Das sind nur Beispiele, die aber zeigen, dass die Corona-Verordnung trotz einjähriger 

Dauerbehandlung nicht ausgereift ist, weil es nur statische Antworten von Seiten der 

Antragsgegnerin gibt. 
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IV. Ergebnis 

 

Die angegriffenen Maßnahmen verstoßen gegen den 

Gleichbehandlungsgrundsatz.  

 

Der Zweck ist nicht an der Allgemeinheit ausgerichtet, die Maßnahmen sind 

nicht geeignet, nicht erforderlich und nicht angemessen. 

 

Und in aller erster Linie liegt ein Verstoß gegen die Achtung der Menschenwürde 

vor. 
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V. 

Wir sind in der noch nie dagewesenen Situation, dass sich unsere Grundrechte an einem 

einfachen Bundesgesetz zu messen haben und nicht mehr ein einfaches Gesetz an 

unserer Verfassung. 

 

Wir haben Angst um unseren Rechtsstaat! 

 

Diese Angst teilt auch der ehemalige Verfassungsrichter Papier:  

 

„Es muss alles getan werden, um Art und Ausmaß der Gefahren genauer einzugrenzen. Politik 

und Verwaltung müssen immer wieder prüfen, ob es weniger einschneidende Maßnahmen gibt.“ 

(Süddeutsche Zeitung vom 1. April 2020, „Selbst in Kriegszeiten werden die Grundrechte nicht 

angetastet“.)  

 

…und vielleicht müssen wir einfach resümieren, dass Länder wie Schweden oder 

Dänemark den richtigen Weg gewählt haben, weil sie sich nicht dem Virus untergeordnet 

haben… 

 
 Laborbestätigte 

COVID-19 Infektionen 
COVID-19 
Todesfälle 

 
Anzahl 

über 14 Tage 
kumulierte 

Fälle je 
100 000 Einw. 

 
Anzahl 

über 14 Tage 
kumulierte 

Fälle je 
1 000 000 Einw. 

Stand zum Ende der KW15/2021 

 

 

Schweden 914 115 796,5 13 825 12,4 

Dänemark 243 374 164,5 2 459 5,0 

Finnland  84 287  82,4  891  8,1  

 

 

 

 
über 14 Tage 

kumulierte COVID-19 
Todesfälle je 

1 000 000 Einw. 

5,0 
Dänemark (EU-Min) 
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…und die Frage, die man leider mit „NEIN“ beantworten muss, ist, wird unser 

Leben wieder wie vor Corona sein? 

 

 

 

 

 

 

Stephanie Iraschko-Luscher 
Rechtsanwältin 


